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1. Erweiterung der Aufzeichnungs- und 
Mitteilungspfl ichten des Arbeitgebers

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 wurden für den Fall 
der Durchführung einer kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung über eine Pensionskasse, einen Pen-
sionsfonds oder eine Direktversicherung besondere 
Aufzeichnungs- und Mitteilungspfl ichten des Arbeit-
gebers eingeführt, um eine ordnungsgemäße steuer-
liche Behandlung zu gewährleisten. Die besonderen 
Pfl ichten bestehen erstmals für nach dem 31.12.2006 
endende Lohnzahlungszeiträume.

Die Aufzeichnungspfl ichten des Arbeitgebers: Der 
Arbeitgeber hat bei Durchführung einer kapitalge-
deckten betrieblichen Altersversorgung über einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direkt-
versicherung – gesondert je Versorgungszusage und 
Arbeitnehmer – Folgendes aufzuzeichnen: Zeitpunkt 
der Erteilung der Zusage, alle Änderungen von Altzu-
sagen nach dem 31.12.2004, Zeitpunkt der Übertra-
gung von Zusagen im Sinne des Übertragungsabkom-
mens der Versicherungswirtschaft oder vergleichbarer 
Vereinbarungen bei Arbeitgeberwechsel.
Bei Arbeitnehmern, für die die Pauschalversteuerung 
in der alten Fassung genutzt wird, muss der Arbeit-
geber gesondert je Versorgungszusage folgende Auf-
zeichnungen führen: Inhalt der Zusage bezogen auf 
den Stichtag 31.12.2004, ggf. Förderungsverzichtser-

klärung des Arbeitnehmers, alle Änderungen der Zu-
sage nach dem 31.12.2004.

Die Mitteilungspfl ichten des Arbeitgebers: Der Ar-
beitgeber hat der Versorgungseinrichtung (Pensions-
fonds, Pensionskasse, Direktversicherung), die für 
ihn die betriebliche Altersversorgung durchführt, spä-
testens zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres 
oder zwei Monate nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses im Laufe des Kalenderjahres gesondert je 
Versorgungszusage die für den einzelnen Arbeitneh-
mer geleisteten und steuerfrei belassenen, nach § 40 b 
EStG in der alten – am 31.12.2004 geltenden – Fas-
sung pauschal besteuerten oder individuell besteuerten 
Beiträge mitzuteilen. 
Eine Mitteilung kann nur dann unterbleiben, wenn die 
Versorgungseinrichtung die steuerliche Behandlung 
der für den einzelnen Arbeitnehmer im Kalenderjahr 
geleisteten Beiträge bereits kennt oder aus den bei ihr 
vorhandenen Daten feststellen kann, und dieser Um-
stand dem Arbeitgeber mitgeteilt worden ist. 
Unterbleibt die Mitteilung des Arbeitgebers, ohne dass 
ihm eine entsprechende Mitteilung der Versorgungs-
einrichtung vorliegt, so hat die Versorgungseinrich-
tung davon auszugehen, dass es sich insgesamt um 
steuerbegünstigte Beiträge handelt, die in der Auszah-
lungsphase zu besteuern sind, wodurch der Arbeitneh-
mer eventuell einen erheblichen fi nanziellen Schaden 
erleidet. 
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2. Berücksichtigung privater Aufwendungen 
bei der pauschalen Pkw-Besteuerung

Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einen 
Firmenwagen zur privaten Nutzung, so ist der damit 
verbundene geldwerte Vorteil als Arbeitslohn zu ver-
steuern. Dieser Vorteil ist pauschal entweder nach der 
sog. 1-%- Regelung oder auf Einzelnachweis nach der 
sog. Fahrtenbuchmethode zu ermitteln. Der Bundes-
fi nanzhof (BFH) hat bisher noch nicht abschließend 
geklärt, ob und in welcher Weise Aufwendungen der 
Arbeitnehmer, die ihnen für diese Fahrzeuge entste-
hen, mit den von ihnen zu versteuernden Vorteilen 
verrechnet werden können.
Mit Urteilen vom 18.10.2007 führte der BFH seine 
Rechtsprechung zu diesen Fragen jetzt anhand drei-
er Streitfälle fort, in denen die Arbeitnehmer für die 
überlassenen Firmenwagen die Treibstoffkosten selbst 
getragen oder zu den Anschaffungskosten der Firmen-
wagen erhebliche Zuzahlungen geleistet hatten.
Arbeitnehmer können – so der BFH in einem Verfah-
ren – die ihnen im Zusammenhang mit dem überlas-
senen Firmenwagen entstandenen Aufwendungen im 
Rahmen ihrer Einkommensteuerveranlagung stets als 
Werbungskosten geltend machen, wenn der Vorteil 
auf Grundlage des Einzelnachweises nach der soge-
nannten Fahrtenbuchmethode bewertet und einkom-
mensteuerlich angesetzt wird.
Wird der Vorteil allerdings nach der sog. 1-%-Rege-
lung pauschal ermittelt, sind zwar pauschale Nutzungs-
entgelte und damit vergleichbare Zuzahlungen zu den 
Anschaffungskosten des Fahrzeugs vorteilsmindernd 
zu berücksichtigen. Vom Arbeitnehmer selbst getra-
gene einzelne Aufwendungen wie etwa Treibstoff-
kosten bleiben dann aber unberücksichtigt. Denn der 
Zweck der typisierenden 1-%-Regelung wäre verfehlt, 
wenn bei dieser pauschalen Vorteilsbewertung indivi-
duelle Aufwendungen Berücksichtigung fänden.
Besteuert der Arbeitgeber den nach der sog. 1-%-Re-
gelung ermittelten Vorteil aus Fahrzeugüberlassung 
pauschal, so bleiben selbst getragene Treibstoffkosten 
unberücksichtigt. Denn übernommene individuelle 
Kosten sind weder Entgelt für die Einräumung der 
Nutzungsmöglichkeit noch bei der pauschalen Lohn-
steuererhebung zu berücksichtigen.

3. Fahrtenbuch

Damit ein Fahrtenbuch von der Finanzverwaltung 
auch steuerlich Anerkennung fi ndet, müssen strenge 
Voraussetzungen erfüllt werden. Hierzu haben Finanz-
gerichte erneut Entscheidungen treffen müssen, die 
für die Praxis relevant und beachtenswert sind.

Ordnungsgemäßes Fahrtenbuch: Aufzeichnungen 
in einem Fahrtenbuch müssen hinreichende Gewähr 
für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und mit 
vertretbarem Aufwand auf ihre materielle Richtigkeit 
hin überprüfbar sein. 
Das Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener 
Form geführt werden; es muss die zu erfassenden 

Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten 
Gesamtkilometerstandes vollständig und in ihrem 
fortlaufenden Zusammenhang wiedergeben. Lose No-
tizzettel können schon in begriffl icher Hinsicht kein 
Fahrtenbuch sein. 
Die aufgrund von Originalaufzeichnungen erstellte 
Reinschrift eines „Fahrtenbuches“ ist kein geschlos-
senes Verzeichnis, wenn sie lediglich durch einen 
Heftstreifen zusammengehalten wird.  

Ärzte: Bloße Ortsangaben im Fahrtenbuch reichen al-
lenfalls dann aus, wenn sich der aufgesuchte Kunde 
oder Geschäftspartner aus der Ortsangabe zweifelsfrei 
ergibt, oder wenn sich dessen Name auf einfache Wei-
se unter Zuhilfenahme von Unterlagen ermitteln lässt, 
die ihrerseits nicht mehr ergänzungsbedürftig sind. 
Die von einem Arzt dem einzelnen Patienten gegen-
über zu wahrende Verschwiegenheitspfl icht zwingt 
nicht dazu, die Maßstäbe bei der Führung eines Fahr-
tenbuches herabzusetzen; es gelten demgemäß diesel-
ben Grundsätze wie bei anderen Vielfahrern.  

Computerprogramm: Eine mit Hilfe eines Computer-
programms erzeugte Datei genügt den Anforderungen 
an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn 
nachträgliche Veränderungen an den zu einem früheren 
Zeitpunkt eingegebenen Daten technisch ausgeschlos-
sen sind oder in ihrer Reichweite in der Datei selbst 
dokumentiert und offengelegt werden. 

Nutzungsverbot: Auch die formelle Vereinbarung 
eines Nutzungsverbotes und das Vorhandensein eines 
Zweitwagens schließen nicht aus, dass nach den 
Grundsätzen des Anscheinsbeweises eine Privatnut-
zung für erwiesen gehalten werden kann. 

4. Abzug von Kosten einer Bewirtung 
bei Schulungsveranstaltung

Aufwendungen für eine geschäftlich veranlasste Be-
wirtung sind steuerlich nicht abziehbar, soweit sie 
70 % des angemessenen Betrags übersteigen. Diese 
Bestimmung greift nach dem Urteil des Bundesfi nanz-
hofs (BFH) vom 18.9.2007, wenn ein Unternehmen 
im Rahmen einer Schulungsveranstaltung Personen 
bewirtet, die nicht seine Arbeitnehmer sind.
Im konkreten Fall setzte ein Hersteller von Metallwa-
ren zum Vertrieb seiner Produkte Fachberater und Han-
delsvertreter ein, die freiberufl ich für ihn tätig wurden. 
Für diesen Personenkreis führte er ganztägige Schu-
lungsveranstaltungen durch, bei denen die Teilnehmer 
auf seine Kosten verpfl egt wurden. Der BFH bestätig-
te die Entscheidung des Finanzamts, das die Aufwen-
dungen für die Verpfl egung als Bewirtungskosten an-
gesehen und den Betriebsausgabenabzug entsprechend 
gekürzt hatte. Er entschied, dass Bewirtungsaufwand 
nur dann unbeschränkt abziehbar sein könne, wenn ein 
Unternehmer seine Arbeitnehmer bewirte. 
Die Bewirtung selbstständig tätiger Geschäftspartner 
werde hingegen von der gesetzlichen Abzugsbeschrän-
kung erfasst.
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5. Aufwand für Umbau eines Großraumbü-
ros in Einzelbüros als sofort abziehbarer 
Erhaltungsaufwand

Wer ein Großraumbüro in Einzelbüros unter Verwen-
dung von Rigips-Ständerwerk umbaut, kann den dafür 
entstehenden Aufwand nach dem Urteil des Bundesfi -
nanzhofs (BFH) vom 16.1.2007 sofort als Erhaltungs-
aufwendungen bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung abziehen. 
Der BFH hat sich damit nicht der bisherigen Auffas-
sung der Finanzverwaltung angeschlossen, nach der 
ein Einbau von zusätzlichen Trennwänden als Her-
stellungskosten zu erfassen und nur nach Maßgabe 
der Absetzung für Abnutzung – also über die gesamte 
Nutzungsdauer verteilt – bei den Werbungskosten im 
Rahmen der Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung zu berücksichtigen war. 
Denn nach der Rechtsprechung werden vermietete 
Räume durch eine Umgestaltung wie Verlegung und 
Entfernen von Zwischenwänden nicht „hergestellt“. 
Eine Herstellung kann dabei nur angenommen wer-
den, wenn die neu eingefügten Gebäudeteile dem Ge-
samtgebäude das bautechnische Gepräge geben, z. B. 
indem sie – anders als im entschiedenen Fall – ver-
brauchte Teile ersetzen, die für die Nutzungsdauer be-
stimmend sind. 
Führen die Kosten weder zu einer Wesensänderung 
der vermieteten Räume noch zu einer Erweiterung der 
Nutzfl äche und erhöhen sie auch nicht den Standard 
des Vermietungsobjekts, liegt keine Herstellungsmaß-
nahme vor, sodass der entsprechende Aufwand unein-
geschränkt den sofort abziehbaren Erhaltungsaufwen-
dungen zuzurechnen ist. 

6. Zugriff des Finanzamts auf datenver-
arbeitungsgestützte Buchführung

In zwei Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 
hat der Bundesfi nanzhof (BFH) dazu Stellung genom-
men, in welchem Umfang die Finanzverwaltung bei 
Außenprüfungen auf die mit Hilfe von Datenverarbei-
tungssystemen geführte Buchhaltung des Steuerpfl ich-
tigen zugreifen darf. 
Eine Aktiengesellschaft hatte bestimmte Einzelkonten 
ihrer EDV-gestützten Finanzbuchhaltung gegen den 
Zugriff durch die Prüfer gesperrt und sich geweigert, 
in elektronischen Formaten gespeicherte Ein- und 
Ausgangsrechnungen über ihr EDV-System lesbar zu 
machen und stattdessen den Ausdruck auf Papier an-
geboten. 
Der BFH hat sich mit Beschluss vom 26.9.2007 fest-
gelegt, dass sich das Datenzugriffsrecht der Finanzver-
waltung auf sämtliche Konten der Finanzbuchhaltung 
erstreckt. Es steht auch nicht im Belieben des Steuer-
pfl ichtigen, einzelne Konten vor dem Zugriff der Prü-
fer zu sperren. 
Der Steuerpfl ichtige ist verpfl ichtet, den Prüfern die in 
elektronischen Formaten gespeicherten Ein- und Aus-
gangsrechnungen mit Hilfe seines EDV-Systems über 
Bildschirm lesbar zu machen. 

7. Grundsteuererlass bei strukturell 
bedingter Ertragsminderung

Mit Urteil vom 24.10.2007 hat der Bundesfi nanzhof 
bezüglich eines bebauten Grundstücks, dessen Ein-
heitswert im Ertragswertverfahren ermittelt worden ist, 
entschieden, dass der Grundsteuererlass unabhängig 
davon zu gewähren ist, ob die das erforderliche Aus-
maß (mehr als 20 %) erreichende Ertragsminderung 
typisch oder atypisch, strukturell oder nicht strukturell 
bedingt, vorübergehend oder nicht vorübergehend ist. 
Die Ertragsminderung ist lediglich an der tatsächlich 
vereinbarten oder an der üblichen Miete zu messen.
Die tatsächlich vereinbarte Miete ist maßgebend bei 
zu Beginn des Erlasszeitraums (1.1. des jeweiligen 
Kalenderjahres) vermieteten Räumen, wenn etwa der 
Mieter im Verlauf dieses Zeitraums die Miete schul-
dig bleibt oder auszieht und ein Nachmieter nicht oder 
nicht sofort gefunden werden kann. Die übliche Miete 
ist u. a. maßgeblich bei Räumen, die zu Beginn des 
Erlasszeitraums leer standen. Übliche Miete ist dabei 
die Miete, die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, 
Lage und Ausstattung regelmäßig gezahlt wird. 
Bleiben die tatsächlich erzielten Einnahmen in dem 
einjährigen Erlasszeitraum – bezogen auf das oder die 
Gebäude im Ganzen – hinter diesen Bezugsgrößen 
um mehr als 20 % zurück, besteht ein Anspruch auf 
Grundsteuererlass, wenn den Steuerpfl ichtigen kein 
Verschulden an der Ertragsminderung trifft. Um dies 
auszuschließen, muss er sich um eine Vermietung der 
Räume zu einem marktgerechten Preis nachhaltig be-
müht haben.

8. Rentenversicherungspfl icht 
für Selbstständige

Unabhängig von der konkreten Schutzbedürftigkeit hat 
der Gesetzgeber seit über 80 Jahren bestimmte Berufs-
gruppen in die gesetzliche Rentenversicherung aufge-
nommen, weil er bei typisierender Betrachtungswei-
se davon ausgegangen ist, dass diese Berufsgruppen 
regelmäßig nicht in der Lage sind, ein so erhebliches 
Einkommen zu erzielen, dass sie sich außerhalb der 
gesetzlichen Rentenversicherung angemessen absi-
chern können. Des Weiteren besteht seit dem 1.1.1999 
eine Versicherungspfl icht für sog. „arbeitnehmerähn-
liche“ Selbstständige. 
Das Bundessozialgericht stellte in seinem Urteil vom 
5.7.2006 klar, dass es grundsätzlich nicht verfassungs-
widrig ist, dass der Gesetzgeber die Versicherungs-
pfl icht für Selbstständige differenziert angeordnet hat, 
je nachdem ob sie in einer bestimmten Berufsgruppe 
tätig sind oder nicht. 
Zu den betroffenen Berufsgruppen, die der Rentenver-
sicherungspfl icht unterliegen, gehören: 

Lehrer und Erzieher (z. B. Dozenten, Nachhilfe-
lehrer, Fahrlehrer, Tagesmütter)
Pfl egepersonen, die auf ärztliche An- oder Verord-
nung tätig sind (z. B. Physiotherapeuten, Ergothe-

•

•
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rapeuten und Pfl egekräfte, soweit sie eine qualifi -
zierte Krankenpfl ege betreiben) 
Hebammen und Entbindungspfl eger
Künstler und Publizisten nach dem Künstlersozi-
alversicherungsgesetz
Hausgewerbetreibende und Gewerbetreibende, 
die in die Handwerksrolle eingetragen sind  
Seelotsen, Küstenschiffer und Küstenfi scher

Beschäftigung von versicherungspfl ichtigen Arbeit-
nehmern: Die Versicherungspfl icht wird teilweise da-
von abhängig gemacht, dass die Selbstständigen keine 
oder nur eine geringe Zahl von versicherungspfl ichti-
gen Arbeitnehmern beschäftigen. Lehrer und Erzieher 
sowie Pfl egepersonen unterliegen der gesetzlichen 
Rentenversicherungspfl icht, wenn sie im Zusammen-
hang mit der selbstständigen Tätigkeit keine versiche-
rungspfl ichtigen Arbeitnehmer beschäftigen.
Selbstständige Hebammen und Entbindungspfl eger 
sind hingegen ungeachtet dessen, ob sie versiche-
rungspfl ichtige Arbeitnehmer beschäftigen oder nicht, 
versicherungspfl ichtig. Das Gleiche gilt für Hausge-
werbetreibende und Handwerker, mit Ausnahme der 
Gewerbetreibenden, die ein zulassungsfreies Hand-
werk ausüben und am 31.12.2003 aufgrund dieser 
Tätigkeit nicht versicherungspfl ichtig waren (Wegfall 
des Meistervorbehalts zum 1.1.2004). Bei den Hand-
werkern besteht allerdings die Möglichkeit der Befrei-
ung von der Versicherungspfl icht, soweit bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind. Künstler und Publizisten 
sind pfl ichtversichert, wenn sie im Zusammenhang mit 
der künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit nicht 
mehr als einen Arbeitnehmer beschäftigen, es sei denn, 
die Beschäftigung dient der Berufsausbildung oder ist 
geringfügig, oder das maßgebliche Arbeitseinkommen 
des Künstlers oder Publizisten aus der selbstständigen 
Tätigkeit bleibt unter 3.900 Euro (auch Vorrangversi-
cherungen zu beachten).  

•
•

•

•

Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli.-Zuschlag (mtl.)

11.02.2008

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.02.2008

Sozialversicherungsbeiträge 27.02.2008

Basiszinssatz: 
(in Prozent)
(§ 247 Abs. 1 BGB)

1.1. – 30.06.2002 = 2,57
1.7. – 31.12.2002 = 2,47
1.1. – 30.06.2003 = 1,97
1.7. – 31.12.2003 = 1,22
1.1. – 30.06.2004 = 1,14

1.7. – 31.12.2004 = 1,13
1.1. – 30.06.2005 = 1,21
1.7. – 31.12.2005 = 1,17 
1.1. – 30.06.2006 = 1,37
1.7. – 31.12.2006 = 1,95

1.1. – 30.06.2007 = 2,70
1.7. – 31.12.2007 = 3,19

seit 1.1.2008 = 3,32

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)
seit 1.1.2002

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreis-
index: (2000 = 100)

2007: Januar 110,9; Februar 111,3; März 111,6; April 112,0; Mai 112,2; Juni 112,3; Juli 112,8; 
August 112,7; September 112,8; Oktober 113,0; November 113,6

Eventuelle Änderungen der Daten, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst in der 
nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!

Trotz gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge kann eine Haftung für deren Inhalt nicht übernommen werden.

Arbeitnehmerähnliche Selbstständige: Selbststän-
dig tätige Personen, die auf Dauer und im Wesent-
lichen nur für einen Auftraggeber tätig sind und im 
Zusammenhang mit ihrer selbstständigen Tätigkeit 
regelmäßig keinen versicherungspfl ichtigen Arbeit-
nehmer beschäftigen, dessen Arbeitsentgelt aus die-
sem Beschäftigungsverhältnis regelmäßig 400 Euro 
im Monat übersteigt, sind rentenversicherungspfl ich-
tig. Auf Antrag besteht unter bestimmten Vorausset-
zungen die Möglichkeit der Befreiung von der Versi-
cherungspfl icht in der Existenzgründungsphase bzw. 
beim Überschreiten des 58. Lebensjahrs. Bezieher von 
Existenzgründungszuschüssen sind ebenfalls befreit. 
Anmerkung: Die Bestimmungen enthalten z. T. viele 
Einzelheiten und Auslegungsfragen. Daraus ergeben 
sich Unsicherheiten, ob die Voraussetzungen für die 
Versicherungspfl icht erfüllt sind. Ggf. kann die Versi-
cherungspfl icht durch die Beschäftigung von Famili-
enangehörigen vermieden werden. Betroffene können 
ihre Versicherungspfl icht in einem Status-Anfragever-
fahren bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
klären lassen. 

Kurz berichtet:

Abfi ndungen wegen Beschäftigungsende bei Mini-
jobs: Abfi ndungen, die für den Verlust des Arbeits-
platzes bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
vom Arbeitgeber an den Minijobber gezahlt werden, 
unterliegen dem Lohnsteuerabzug. Das bedeutet, dass 
der Arbeitgeber für solche Zahlungen die Lohnsteuer 
im Regelverfahren, das heißt nach den Merkmalen der 
Lohnsteuerkarte, einzubehalten und an das zuständige 
Betriebsstättenfi nanzamt abzuführen hat. Diese Abfi n-
dung stellt nach Mitteilung der Minijob-Zentrale kein 
Entgelt im Sinne der Sozialversicherung dar, sodass 
hiervon keine Pauschalbeiträge abzuführen sind.


